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Abréviations

OHG Opferhilfegesetz
KESB Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde

LAVI Loi sur l'aide aux victimes
APEA Autorité de protection de l'enfant et de l'adulte
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit pénal

Ein 2013 überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH) hatte vom Bundesrat gefordert, zu prüfen,
wie das Opferhilfegesetz angepasst werden könnte, um den Opferschutz von Kindern
zu stärken. Anstatt einen eigenen Bericht zu verfassen, verwies der Bundesrat auf eine
Studie des Instituts für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern, die Ende 2015
veröffentlicht worden war. Die Autoren der Studie kamen zum Schluss, dass kein
gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, dem Anliegen jedoch im Vollzug mehr
Beachtung geschenkt werden sollte. Der Bundesrat erachtete das Anliegen des
Postulats damit als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat folgte
diesem Antrag im Juni 2017 und schrieb den Vorstoss ab. 1

RAPPORT
DATE: 12.06.2017
ELIA HEER

Criminalité

Ende Juni 2022 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulates Wasserfallen
(sp, BE) einen Bericht zur Statistik über gewaltbetroffene Mädchen und junge Frauen
und den Bedarf an Schutzplätzen. Die polizeiliche Kriminalstatistik zeige, dass die Zahl
der 18- bis 24-jährigen weiblichen Opfer von Gewaltstraftaten seit 2009 um einen
Fünftel zurückgegangen sei, diejenige der minderjährigen im selben Zeitraum aber
leicht zugenommen habe – seit 2012 gar um fast einen Viertel. Fälle von schwerer
Gewalt gegen minderjährige Mädchen hätten von 2012 bis 2020 gar um rund 83 Prozent
zugenommen, führte der Bundesrat im Bericht aus. Dieser Befund widerspiegle sich
auch in den Zahlen des Mädchenhauses Zürich, der aktuell schweizweit einzigen
Schutzunterkunft ausschliesslich für Mädchen und junge Frauen: Hier habe 2020 die
Anzahl an Kurzunterbringungen von 4 bis 14 Tagen im Vergleich zu den Vorjahren um
mehr als das Doppelte zugenommen.
Um den Bedarf an Schutzplätzen abzuschätzen, war eine externe Studie in Auftrag
gegeben worden. Aus dieser ging die Empfehlung hervor, zusätzliche Schutzunterkünfte
speziell für gewaltbetroffene Mädchen und junge Frauen einzurichten. Das bestehende
Angebot sei sowohl zahlenmässig zu gering als auch inhaltlich ungenügend auf die
spezifischen Bedürfnisse der Mädchen und jungen Frauen ausgerichtet, v.a. im Hinblick
auf Suchtgefährdung und psychische Probleme. Verbessert werden müssten überdies
die Unterstützung bei der beruflichen Integration und die Finanzierung der Angebote
für volljährige Frauen, da diese im Gegensatz zu Minderjährigen nicht mehr über die
KESB und die Gemeinden bzw. Kantone erfolge. Weiter empfahl die Studie, an Schulen
über häusliche Gewalt und bestehende Unterstützungsangebote zu informieren,
Fachpersonen weiterzubilden und eine regelmässige Bevölkerungsbefragung
durchzuführen, um das Ausmass und die Entwicklung von Gewalt gegen Mädchen und
junge Frauen zu beobachten. Den Empfehlungen werde in den kürzlich
verabschiedeten Nationalen Aktionsplänen zur Umsetzung der Istanbul-Konvention und
zur Gleichstellungsstrategie 2030 Rechnung getragen, erklärte die Regierung. 2

RAPPORT
DATE: 29.06.2022
KARIN FRICK

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport
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Assistance sociale

Mehr Menschen als erwartet haben in den beiden ersten Jahren seit Einführung des
Opferhilfegesetzes Beratungen und Entschädigungen in Anspruch genommen. Dies ging
aus dem ersten Zwischenbericht des Bundesamtes für Justiz hervor, der auch
feststellte, dass die Kantone den Vollzug des OHG im grossen und ganzen gut erfüllt
haben. So sei der Auftrag, für Beratungsstellen zu sorgen, in allen Kantonen ausgeführt
worden; auch dem Persönlichkeitsschutz sowie der Besserstellung der Opfer im
Strafverfahren werde in der Praxis nachgelebt. Die vom Gesetz vorgesehenen
Entschädigungs- und Genugtuungsleistungen seien vor allem bei Körperverletzungen,
Tötungs- und Sexualdelikten ausgerichtet worden. 3

RAPPORT
DATE: 01.02.1996
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2017, S. 1022 ff.; BBl, 2017, S. 2886 f.; Weber et al. (2015). Evaluation des Opferhilfegesetzes.
2) Bericht BR vom 29.6.22
3) NZZ, 11.1.96; SGT, 4.4.96; SHN, 4.10.96., Bund, 25.3.97
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